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Text 

ARTIKEL 7 (ex-Artikel F.1) 

(1) Auf Vorschlag eines Drittels der Mitgliedstaaten oder der Kommission und nach Zustimmung 
des Europäischen Parlaments kann der Rat, der in der Zusammensetzung der Staats- und Regierungschefs 
tagt, einstimmig feststellen, daß eine schwerwiegende und anhaltende Verletzung von in Artikel 6 Absatz 
1 genannten Grundsätzen durch einen Mitgliedstaat vorliegt, nachdem er die Regierung des betroffenen 
Mitgliedstaats zu einer Stellungnahme aufgefordert hat. 

(2) Wurde eine solche Feststellung getroffen, so kann der Rat mit qualifizierter Mehrheit 
beschließen, bestimmte Rechte auszusetzen, die sich aus der Anwendung dieses Vertrags auf den 
betroffenen Mitgliedstaat herleiten, einschließlich der Stimmrechte des Vertreters der Regierung dieses 
Mitgliedstaats im Rat. Dabei berücksichtigt er die möglichen Auswirkungen einer solchen Aussetzung auf 
die Rechte und Pflichten natürlicher und juristischer Personen. 

Die sich aus diesem Vertrag ergebenden Verpflichtungen des betroffenen Mitgliedstaats sind für diesen 
auf jeden Fall weiterhin verbindlich. 

(3) Der Rat kann zu einem späteren Zeitpunkt mit qualifizierter Mehrheit beschließen, nach Absatz 2 
getroffene Maßnahmen abzuändern oder aufzuheben, wenn in der Lage, die zur Verhängung dieser 
Maßnahmen geführt hat, Änderungen eingetreten sind. 

(4) Für die Zwecke dieses Artikels handelt der Rat ohne Berücksichtigung der Stimme des Vertreters 
der Regierung des betroffenen Mitgliedstaats. Die Stimmenthaltung von anwesenden oder vertretenen 
Mitgliedern steht dem Zustandekommen von Beschlüssen nach Absatz 1 nicht entgegen. Als qualifizierte 
Mehrheit gilt derselbe Anteil der gewogenen Stimmen der betreffenden Mitglieder des Rates, der in 
Artikel 205 Absatz 2 des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft festgelegt ist. 

Dieser Absatz gilt auch, wenn Stimmrechte nach Absatz 2 ausgesetzt werden. 

(5) Für die Zwecke dieses Artikels beschließt das Europäische Parlament mit der Mehrheit von zwei 
Dritteln der abgegebenen Stimmen und mit der Mehrheit seiner Mitglieder. 


